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Sachgebiet 303  

Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 

A. Zielsetzung 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juni 1986 (BVerfGE 73, 280) bedarf es gesetzlicher Regelungen 
für die Auswahlmaßstäbe bei mehreren Bewerbern um das Notar

-

amt und für das Auswahlverfahren. 

Angesichts der stark zunehmenden Zahl der Rechtsanwälte be-
steht nach den Beobachtungen der für die Bestellung der Notare 
zuständigen Stellen der Länder die Gefahr, daß es in absehbarer 
Zeit zu einer mit dem öffentlichen Amt unverträglichen Überbeset-

zung bei den Anwaltsnotaren kommen wird, wenn an dem Prinzip 
der Bestellung zum Anwaltsnotar nach Ablauf einer Wartezeit im 

Anwaltsberuf festgehalten wird. 

B. Lösung 

Für die Auswahl unter mehreren Bewerbern sollen gesetzliche 
Maßstäbe vorgesehen werden, für das Verfahren bei der Bewer-
bung wird die Ausschreibung vorgesehen. Der bisher nach § 4 
Abs. 2 der Bundesnotarordnung mögliche Zugang zum Anwalts-

notariat allein über Wartezeiten im Anwaltsberuf soll beseitigt 
werden. Die Zahl der Anwaltsnotare soll sich künftig ausschließ-

lich an den Erfordernissen einer geordneten Rechtspflege ausrich-

ten. 

C. Alternativen 

keine 



Drucksache 11/6007 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

D. Kosten 

Die Änderungen der Bundesnotarordnung werden für Bund, Län-
der und Gemeinden keine zusätzlichen Kosten verursachen, viel-
mehr werden sie die sonst zu erwartende Zunahme der Aufwen-
dungen für die Aufsicht vermeiden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (331) — 444 01 — No 2/89 
Bonn, den 7. Dezember 1989 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung mit Begründung (An-
lage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 605. Sitzung am 20. Oktober 1989 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 303-1 veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7. August 1981 (BGBl. I S. 803), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Es werden nur so viele Notare bestellt, wie es 
den Erfordernissen einer geordneten Rechts-
pflege entspricht." 

2. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

,, § 6 

(1) Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu 
bestellen, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren 
Leistungen für das Amt des Notars geeignet sind. 
Bewerber können nicht erstmals zu Notaren be-
stellt werden, wenn sie bei Eingang ihrer Bewer-
bung das 60. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 soll in der Regel 
als Notar nur bestellt werden, wer bei Eingang 
seiner Bewerbung 

1. mindestens fünf Jahre zur Rechtsanwaltschaft 
zugelassen war und 

2. seit mindestens drei Jahren ohne Unterbre-
chung an dem in Aussicht genommenen Amts-
sitz hauptberuflich als Rechtsanwalt tätig ist. 

(3) Die Auswahl unter mehreren geeigneten Be-
werbern ist nach der persönlichen und fachlichen 
Eignung unter Berücksichtigung der die juristi-
sche Ausbildung abschließenden Staatsprüfung 
und der bei der Vorbereitung auf den Notarberuf 
gezeigten Leistungen vorzunehmen. In den Fäl-
len des § 3 Abs. 1 ist die Dauer des Anwärterdien-
stes, in den Fällen des § 3 Abs. 2 ist die Dauer der 
Zeit, in der der Bewerber hauptberuflich als 
Rechtsanwalt tätig war, angemessen zu berück-
sichtigen. Die Landesregierungen oder die von 
ihnen bestimmten Stellen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Bestimmungen über die 
Anrechnung von Wehr- und Ersatzdienstzeiten, 
Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach Mut-
terschutzvorschriften, Zeiten der Beurlaubung 
wegen Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub 
und Zeiten eines vorübergehenden Verzichts auf 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft sowie einer  

vorübergehenden Amtsniederlegung wegen 
Schwangerschaft oder Betreuung eines Kindes 
auf die Zeiten nach Satz 2 zu treffen." 

3. Nach § 6 a werden eingefügt: 

„§ 6b 

Die Bewerber sind durch Ausschreibung zu er-
mitteln. 

§ 6c 

Die Landesjustizverwaltung kann in den Fä llen 
des § 3 Abs. 2 von dem Vorstand der Notarkam-
mer, in deren Bezirk der Bewerber bestellt wer-
den möchte, ein Gutachten über die fachlichen 
Kenntnisse des Bewerbers einholen. Das Gutach-
ten ist zu erstellen auf Grund eines Fachge-
sprächs, das für den Notarberuf wesentliche 
Rechtsgebiete zum Gegenstand hat. Das Fachge-
spräch soll mindestens eine, höchstens jedoch 
zwei Stunden für den einzelnen Bewerber dauern. 
Es wird von einem durch den Vorstand der Notar-
kammer eingesetzten Ausschuß geführt, dem drei 
Notare, darunter mindestens ein Mitglied des 
Vorstandes, angehören. Der Bewerber ist ver-
pflichtet, an einem solchen Fachgespräch teilzu-
nehmen. Einem Vertreter der Landesjustizver-
waltung ist die Anwesenheit gestattet." 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Zur hauptberuflichen Amtsausübung als 
Notar (§ 3 Abs. 1) soll in der Regel nur bestellt 
werden, wer einen dreijährigen Anwärter-
dienst als Notarassessor geleistet hat und sich 
im Anwärterdienst des Landes befindet, in 
dem er sich um die Bestellung bewirbt. 

(2) Die Auswahl unter mehreren geeigneten 
Bewerbern um die Aufnahme in den Anwärter-
dienst ist nach der persönlichen und fachlichen 
Eignung unter besonderer Berücksichtigung 
der Leistungen in der die juristische Ausbil-
dung abschließenden Staatsprüfung vorzu-
nehmen. Bewerber sind durch Ausschreibung 
zu ermitteln. Sie können auch dadurch ermit-
telt werden, daß ihnen die Landesjustizverwal-
tung die Eintragung in eine ständig geführte 
Liste der Bewerber für eine bestimmte Dauer 
ermöglicht. Die Führung einer solchen Liste ist 
allgemein bekanntzugeben. " 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden Ab-
sätze 3 bis 7. 

c) In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte „eines 
Gerichtsassessors" durch die Worte „eines 
Richters auf Probe" ersetzt. 
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d) Absatz 7 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. nachdem er die Genehmigung, sich um 
freie Notarstellen zu bewerben, erhalten 
hat, sich ohne hinreichenden Grund um 
eine ihm von der Landesjustizverwaltung 
angebotene Notarstelle nicht bewirbt, die 
zuvor ausgeschrieben worden ist und die 
mangels geeigneter Bewerber nicht be-
setzt werden konnte." 

5. § 10 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dem Notar wird ein bestimmter Ort als 
Amtssitz zugewiesen. Der Amtssitz darf unter Be-
achtung der Belange einer geordneten Rechts-
pflege nach Anhörung der Notarkammer mit Zu-
stimmung des Notars verlegt werden. Für die Zu-
weisung eines anderen Amtssitzes auf Grund dis-
ziplinargerichtlichen Urteils bedarf es der Zustim-
mung des Notars nicht." 

6. § 39 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt auch, wenn ein Notar es unterläßt, die 
Bestellung eines Vertreters zu beantragen, ob-
wohl er infolge eines körperlichen Gebrechens, 
wegen Schwäche seiner körperlichen oder geisti-
gen Kräfte oder wegen einer Sucht zur ordnungs-
mäßigen Ausübung seines Amtes vorübergehend 
unfähig ist. " 

7. § 42 Satz 2 entfällt. 

8. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. wenn er infolge eines körperlichen Gebre-
chens, wegen Schwäche seiner körperli-
chen oder geistigen Kräfte oder wegen ei-
ner Sucht nicht nur vorübergehend zur 
ordnungsmäßigen Ausübung seines Am-
tes unfähig ist; ". 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) In den auf die Amtsenthebung nach Ab-
satz 1 Nr. 6 gerichteten Verfahren sind für die 
Bestellung eines Pflegers für den Notar, der zur 
Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfah-
ren nicht in der Lage ist, für die Pflicht des 
Notars, sich ärztlich untersuchen zu lassen, 
und für die Folgen einer Verweigerung seiner 
Mitwirkung die Vorschriften entsprechend an-
zuwenden, die für Landesjustizbeamte gelten. 
Zum Pfleger soll ein Rechtsanwalt oder Notar 
bestellt werden. Die in diesen Vorschriften 
dem Dienstvorgesetzten zugewiesenen Aufga-
ben nimmt die Landesjustizverwaltung 
wahr. " 

9. In § 51 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Der Ober-
landesgerichtspräsident" durch die Worte „Die 
Landesjustizverwaltung" ersetzt. 

10. In § 54 Abs. 3 werden nach den Worten „Berufs-
oder Vertretungsverbot" in Klammern die Worte 
„§ 150 der Bundesrechtsanwaltsordnung" einge-
fügt. 

11. § 62 Satz 2 wird gestrichen.  

12. Nach § 64 wird eingefügt: 

„7. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

für das Verwaltungsverfahren 

§ 64 a 

(1) Die Landesjustizverwaltung ermittelt den 
Sachverhalt von Amts wegen. Sie bedient sich der 
Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Er-
messen für erforderlich hält. 

(2) Der am Verfahren beteiligte Bewerber, No-
tar oder Notarassessor soll bei der Ermittlung des 
Sachverhalts mitwirken und, soweit es dessen be-
darf, sein Einverständnis mit der Verwendung 
von Beweismitteln erklären. Sein Antrag auf Ge-
währung von Rechtsvorteilen ist zurückzuweisen, 
wenn die Landesjustizverwaltung infolge seiner 
Verweigerung der Mitwirkung den Sachverhalt 
nicht hinreichend klären kann. Der Bewerber, 
Notar oder Notarassessor ist auf diese Rechtsfolge 
hinzuweisen. 

(3) Gericht und Behörden dürfen personenbezo-
gene Informationen, die für die Amtsenthebung 
eines Notars oder Entlassung eines Notarasses-
sors aus dem Dienst, für die Rücknahme oder den 
Widerruf einer Erlaubnis, Genehmigung oder Be-
freiung sowie zur Einleitung eines Verfahrens we-
gen ordnungswidrigen Verhaltens oder Verlet-
zung von Amtspflichten von Bedeutung sein kön-
nen, der für die Entscheidung zuständigen Stelle 
übermitteln, soweit hierdurch schutzwürdige Be-
lange des Betroffenen nicht beeinträchtigt wer-
den oder das öffentliche Interesse das Geheimhal-
tungsinteresse des Betroffenen überwiegt. Die 
Übermittlung unterbleibt, wenn besondere ge-
setzliche Verwendungsregelungen entgegenste-
hen. " 

13. § 67 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird ein Beistrich eingefügt. 

b) Folgende Nummer 3 wird eingefügt: 

„3. allein oder gemeinsam mit anderen Notar-
kammern Einrichtungen, die ohne rechtli-
che Verpflichtung Leistungen bei nicht 
durch Versicherungsverträge nach Ab-
satz 2 Nr. 3 gedeckten Schäden durch vor-
sätzliche Handlungen von Notaren ermög-
lichen, " . 

14. Nach § 69 wird eingefügt: 

„§ 69a 

(1) Die Mitglieder des Vorstands haben — auch 
nach ihrem Ausscheiden aus dem Vorstand — 
über die Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer 
Tätigkeit im Vorstand über Notare, Notarassesso-
ren, Bewerber um das Amt des Notars und andere 
Personen bekannt werden, Verschwiegenheit ge-
genüber jedermann zu wahren. Das gleiche gilt 
für Angestellte der Notarkammern und der Ein-
richtungen nach § 67 Abs. 3 sowie für Notare und 
Notarassessoren, die zur Mitarbeit in der Kammer 
oder in den Einrichtungen herangezogen werden. 
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(2) In gerichtlichen Verfahren dürfen die in Ab-
satz 1 bezeichneten Personen über solche Ange-
legenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vor-
stand über Notare, Notarassessoren, Bewerber 
um das Amt des Notars und andere Personen be-
kanntgeworden sind, ohne Genehmigung nicht 
aussagen. 

(3) Die Genehmigung erteilt der Vorstand der 
Notarkammer. Die Genehmigung soll nur versagt 
werden, wenn Rücksichten auf die Stellung oder 
die Aufgaben der Notarkammer oder berechtigte 
Belange der Personen, über welche die Tatsachen 
bekanntgeworden sind, es unabwendbar erfor-
dern. § 28 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundes-
verfassungsgericht bleibt unberührt." 

15. § 74 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 74 

(1) Die Notarkammer kann in Ausübung ihrer 
Befugnisse von den Notaren und Notarassessoren 
Auskünfte, die Vorlage von Büchern und Akten 
sowie das persönliche Erscheinen vor den zustän-
digen Organen der Kammer verlangen. Die No-
tarkammer ist befugt, hierdurch erlangte Kennt-
nisse an die Einrichtungen nach § 67 Abs. 3 wei-
terzugeben, soweit diese von den Einrichtungen 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt wer-
den. 

(2) Die Notarkammer kann zur Erzwingung der 
den Notaren oder Notarassessoren nach Absatz 1 
obliegenden Pflichten nach vorheriger schriftli-
cher Androhung, auch zu wiederholten Malen, 
Zwangsgeld festsetzen. Das einzelne Zwangsgeld 
darf zweitausend Deutsche Mark nicht überstei-
gen. Das Zwangsgeld fließt der Notarkammer zu; 
es wird wie ein rückständiger Beitrag beigetrie-
ben. " 

16. § 75 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 75 

(1) Die Notarkammer ist befugt, Notaren und 
Notarassessoren bei ordnungswidrigem Verhal-
ten leichterer Art  eine Ermahnung auszuspre-
chen. 

(2) Bevor die Ermahnung ausgesprochen wird, 
ist der Notar oder Notarassessor zu hören. Eine 
Ermahnung darf nicht mehr ausgesprochen wer-
den, wenn seit dem ordnungswidrigen Verhalten 
mehr als fünf Jahre verstrichen sind. 

(3) Die Ermahnung ist zu begründen. Sie ist dem 
Notar oder Notarassessor zuzustellen. Eine Ab-
schrift des Bescheides ist der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 

(4) Gegen den Bescheid kann der Notar oder 
Notarassessor innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung schriftlich bei dem Vorstand der No-
tarkammer Einspruch einlegen. Über den Ein-
spruch entscheidet der Vorstand; Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

(5) Wird der Einspruch gegen die Ermahnung 
durch den Vorstand der Notarkammer zurückge-

wiesen, kann der Notar oder Notarassessor die 
Entscheidung des Oberlandesgerichts als Diszi-
plinargericht für Notare beantragen. Der Antrag 
ist innerhalb eines Monats nach Zustellung der 
Entscheidung über den Einspruch schriftlich ein-
zureichen und zu begründen. Das Oberlandesge-
richt entscheidet endgültig durch Beschluß. Auf 
das Verfahren des Gerichts sind im übrigen die für 
Landesjustizbeamte geltenden Vorschriften über 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung gegen 
eine Disziplinarverfügung entsprechend anzu-
wenden. Soweit nach diesen Vorschriften die Ko-
sten des Verfahrens dem Dienstherrn zur Last fal-
len, tritt an dessen Stelle die Notarkammer. 

(6) Die Ermahnung durch die Notarkammer läßt 
das Recht der Aufsichtsbehörde zu Maßnahmen 
nach § 94 oder im Disziplinarwege unberührt. 
Macht die Aufsichtsbehörde von diesem Recht 
Gebrauch, erlischt die Befugnis der Notarkam-
mer; eine bereits ausgesprochene Ermahnung 
wird unwirksam. Hat jedoch das Oberlandesge-
richt die Ermahnung aufgehoben, weil es ein ord-
nungswidriges Verhalten nicht festgestellt hat, ist 
die Ausübung der Aufsichts- und Disziplinarbe-
fugnis wegen desselben Verhaltens nur auf 
Grund solcher Tatsachen oder Beweismittel zu-
lässig, die dem Gericht bei seiner Entscheidung 
nicht bekannt waren." 

17. Nach § 81 wird eingefügt: 

„§ 81 a 

Für die Pflicht der Mitglieder des Präsidiums 
der Bundesnotarkammer, der von ihr zur Mitar-
beit herangezogenen Notare und Notarassesso-
ren sowie der Angestellten der Bundesnotarkam-
mer zur Verschwiegenheit gilt § 69 a entspre-
chend." 

18. § 94 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 94 

„(1) Die Aufsichtsbehörden sind befugt, Nota-
ren und Notarassessoren bei ordnungswidrigem 
Verhalten und Pflichtverletzungen leichterer A rt 

 eine Mißbilligung auszusprechen. § 75 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

(2) Gegen die Mißbilligung kann der Notar oder 
Notarassessor innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung schriftlich bei der Aufsichtsbehörde, 
die die Mißbilligung ausgesprochen hat, Be-
schwerde einlegen. Die Aufsichtsbehörde kann 
der Beschwerde abhelfen. Hilft sie ihr nicht ab, 
entscheidet über die Beschwerde die nächsthö-
here Aufsichtsbehörde. Die Entscheidung ist zu 
begründen und dem Notar oder Notarassessor zu-
zustellen. Wird die Beschwerde gegen die Mißbil-
ligung zurückgewiesen, kann der Notar oder No-
tarassessor die Entscheidung des Oberlandesge

-

richts als Disziplinargericht für Notare beantra-
gen. § 75 Abs. 5 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(3) Die Mißbilligung läßt das Recht der Auf-
sichtsbehörden zu Maßnahmen im Disziplinar-
wege unberührt. Macht die Aufsichtsbehörde von 
diesem Recht Gebrauch, wird die Mißbilligung 
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unwirksam. Hat jedoch das Oberlandesgericht 
die Mißbilligung aufgehoben, weil es ein ord-
nungswidriges Verhalten nicht festgestellt hat, ist 
eine Ausübung der Disziplinarbefugnis wegen 
desselben Sachverhalts nur auf Grund solcher 
Tatsachen oder Beweismittel zulässig, die dem 
Gericht bei seiner Entscheidung nicht bekannt 
waren. " 

19. § 97 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Geldbuße kann gegen Notare bis zu fünfzigtau-
send Deutsche Mark, gegen Notarassessoren bis 
zu fünftausend Deutsche Mark verhängt wer-
den. " 

20. § 98 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Präsident des Landgerichts kann Geld-
bußen gegen Notare nur bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, gegen Notarassessoren nur bis zu 
eintausend Deutsche Mark verhängen." 

21. § 103 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. gegen den in einem Disziplinarverfahren 
in den letzten fünf Jahren auf einen Ver-
weis oder eine Geldbuße oder in den letz-
ten zehn Jahren auf Entfernung vom bis-
herigen Amtssitz oder auf Entfernung aus 
dem Amt auf bestimmte Zeit erkannt wor-
den ist,". 

b) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. gegen den in einem ehrengerichtlichen 
Verfahren in den letzten fünf Jahren ein 
Verweis oder eine Geldbuße oder in den 
letzten zehn Jahren ein Vertretungsverbot 
(§ 114 Abs. 1 Nr. 4 der Bundesrechtsan-
waltsordnung) verhängt worden ist." 

22. In § 105 werden die Worte „der Bundesdiszipli-
narkammer” durch die Worte „des Bundesdiszi-
plinargerichts" ersetzt. 

23. In § 110a wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Eintragungen über strafgerichtliche Verur-
teilungen oder über andere Entscheidungen in 
Verfahren wegen Straftaten, Ordnungswidrigkei-
ten oder der Verletzung von Berufs- oder Amts-
pflichten, die nicht zu einer Disziplinarmaß-
nahme, einer Ermahnung oder Mißbilligung ge-
führt haben, sind auf Antrag des Notars nach fünf 
Jahren zu tilgen. Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3 
gelten entsprechend. " 

24. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Landesjustizverwaltung kann Be-
zirksnotare und Personen, welche die Voraus-
setzungen für die Ernennung zum Bezirksno-
tar erfüllen, zu Notaren nach § 3 Abs. 1 bestel-
len. Die Auswahl unter den in Satz 1 genann-
ten Personen ist nach der persönlichen und 
fachlichen Eignung unter besonderer Berück-
sichtigung des Ergebnisses der Laufbahnprü-
fung und des beruflichen Werdegangs, vor al-
lem der im Justizdienst des Landes erbrachten 
Leistungen, vorzunehmen. Die Landesjustiz-
verwaltung kann davon absehen, einen An-
wärterdienst nach § 7 für Bewerber mit Befähi-
gung zum Richteramt einzurichten und solche 
Bewerber zu Notaren nach § 3 Abs. 1 zu bestel-
len, wenn geeignete Bewerber nach Satz 1 zur 
Verfügung stehen." 

25. In § 115 Satz 2 werden die Worte „nach den Vor-
schriften des badischen Landesgesetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit bestellten Notare" 
durch die Worte „Notare im Landesdienst" er-
setzt. 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund der Bundes-
notarordnung in der jeweils geltenden Fassung erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit-
ten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt, soweit Satz 2 nichts anderes be-
stimmt, am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Artikel 1 Nr. 1 bis 4, mit Ausnahme des § 6 Abs. 3 
Satz 3, tritt am ersten Tag des auf die Verkündung 
folgenden sechsten Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

A. Zweck des Entwurfs 

a) Vordringliches Anliegen des Entwurfs ist es, den 
Zugang zum Notaramt eingehender zu regeln. Mit 
Beschluß vom 18. Juni 1986 (BVerfGE 73, 280) hat 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß die 
Auswahlmaßstäbe bei mehreren Bewerbern und 
das Auswahlverfahren für die Vergabe von Notar-
stellen nicht auf einer hinreichenden gesetzlichen 
Grundlage beruhen. Die bisher in § 5 und § 6 gere-
gelten Voraussetzungen für die Bestellung als No-
tar sind demgegenüber vom Bundesverfassungs-
gericht gebilligt worden. 

Dementsprechend sollen in § 6 Abs. 3 die Kriterien 
für eine Auswahl unter mehreren geeigneten Be-
werbern gesetzlich bestimmt werden. Im Hinblick 
auf das Leistungsprinzip sollen bei der Auswahl-
entscheidung die persönliche und die fachliche 
Eignung im Vordergrund stehen und hierbei die 
Examensnote, die bei der Vorbereitung auf den 
Beruf gezeigten Leistungen sowie in angemesse-
nem Umfang auch die Zeit der Vorbereitung auf 
den Beruf berücksichtigt werden. 

Entsprechend den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts soll die Ausschreibung von Notar-
stellen vorgesehen werden. Der Einstellung von 
Bewerbern für den Anwärterdienst soll grundsätz-
lich gleichfalls eine Ausschreibung vorausgehen. 
Daneben wird alternativ eine ständig geführte Be-
werberliste vorgesehen, um eine entsprechende 
Praxis, die ebenfa lls eine hinreichende Transpa-
renz bietet, weiterhin zu ermöglichen. 

Ergeben sich bei den Notarassessoren aufgrund 
der Beurteilung während des Anwärterdienstes 
umfangreiche und zuverlässige Hinweise auf die 
fachliche Eignung, so fehlt Entsprechendes bei den 
Rechtsanwälten, die zum Notar bestellt werden 
wollen. Daher wird für letztere vorgesehen, daß die 
Landesjustizverwaltung von der Notarkammer ein 
Gutachten über ihre fachlichen Kenntnisse einho-
len kann. Dieses Gutachten ist zu stützen auf ein 
Fachgespräch mit dem Bewerber. 

b) Die Kriterien, nach denen ein Bedürfnis für die 
Bestellung zum Notar festgestellt wird, sollen für 
das Anwaltsnotariat neu geregelt werden. 

Als Grundsatz gilt, daß nur so viele Notare beste llt 
werden, „wie es den Erfordernissen einer geordne-
ten Rechtspflege entspricht" (§ 4 Abs. 1). Nach gel-
tendem Recht kann die Landesjustizverwaltung für 
den Bereich des Anwaltsnotariats nähere Bestim-
mungen treffen, wobei es insbesondere möglich ist, 
das Bedürfnis für die Beste llung eines Notars auch 
von dem formalen Kriterium des Ablaufs einer 
Wartezeit des Bewerbers abhängig zu machen (§ 4 

Abs. 2). Die Länder Hessen, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen (für die dortigen Gebiete des 
Anwaltsnotariats) haben Bestimmungen getroffen, 
wonach jeder geeignete Rechtsanwalt (§§ 5, 6 
BNotO) nach Ablauf unterschiedlicher Wartezeiten 
zum Notar zu bestellen ist. In Berlin, Bremen und 
Schleswig-Holstein sind ähnliche Regelungen ge-
troffen, jedoch ist in diesen Ländern zusätzlich be-
stimmt, daß die Bestellung zum Notar nach Erfül-
lung der Wartezeit unterbleibt, wenn die durch-
schnittliche Zahl von Beurkundungen und Beglau-
bigungen in dem betreffenden Amtsbezirk unter 
eine bestimmte Zahl absinken würde. 

Die Steuerung des Zugangs zum Notaramt fast 
ausschließlich über die Wartezeit hat sich zuneh-
mend als problematisch erwiesen. Solange die 
Zahl der Urkundsgeschäfte und die der Notarbe-
werber vergleichbare Steigerungen hatten, blie-
ben Fehlentwicklungen aus. Seit einigen Jahren 
steht aber eine rückläufige Nachfrage nach nota-
rieller Amtstätigkeit rasch wachsenden Zahlen bei 
der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft gegen-
über: 

Von 1977 bis 1987 stieg die Zahl der Rechtsanwälte 
in der Bundesrepublik Deutschland von 31 165 auf 
50 685, in den Gebieten des Anwaltsnotariats 
(ohne Landgerichtsbezirk Duisburg und Amtsge-
richtsbezirk Emmerich) von 12 973 auf 21 320, was 
einen Zuwachs von mehr als 60 % bedeutet. Die 
Zahl der Anwaltsnotare erhöhte sich in der ge-
nannten Zeit um 24 % von 6 026 auf 7 483. In Hes-
sen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen (nur 
Anwaltsnotariat) entwickelten sich die Urkundsge-
schäfte — einschließlich Wechsel- und Scheckpro-
testen — wie folgt: 

Land 1977 1987 Veränderung 

Hessen 519 073 464 814 — 10 	% 
Niedersachsen 821 173 693 985 *) —15 	% 
Nordrhein- 
Westfalen 829 117 747 932 — 9,7 % 

*) ein Notar ist nicht berücksichtigt 

Hiernach hat die Zahl der Geschäfte der Anwalts-
notare deutlich abgenommen. Der starke Zustrom 
in den Rechtsanwaltsberuf in den Jahren 1977 bis 
1987 hat bisher auf die Zahl der Anwaltsnotare kei-
nen großen Einfluß gehabt, denn die Bewerber 
müssen nach den einschlägigen Bestimmungen 
der Länder regelmäßig eine Wartezeit von 10 bis 
15 Jahren nachweisen können. Mit weiterem Zu-
strom in den Anwaltsberuf und verstärkt steigen-
den Notarbewerberzahlen ist künftig zu rechnen. 
Am 1. Januar 1987 standen 18 392 Referendare im 
Vorbereitungsdienst, an den Hochschulen waren 
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84 257 Studenten im Fach Rechtswissenschaften 
immatrikuliert. Zwar werden keineswegs alle Re-
ferendare und Studenten die Befähigung zum 
Richteramt erwerben, doch ist damit zu rechnen, 
daß auf absehbare Zeit der Zustrom zur Rechtsan-
waltschaft zumindest anhalten wird. Weder der öf-
fentliche Dienst noch die gewerbliche Wi rtschaft 
werden so viele Juristen einstellen, daß, mit einer 
Entlastung der Rechtsanwaltschaft gerechnet wer-
den könnte. Die Zahl derer, die aus dem Anwalts-
beruf ausscheiden, wird auch künftig mit den Be-
rufsanfängern nicht schritthalten. 

Es läßt sich daher absehen, daß in den kommenden 
Jahren die Zahl der Rechtsanwälte, die die Warte-
zeit erfüllen, die Zahl der unter dem Bedürfnisas-
pekt benötigten Notare um ein Vielfaches überstei-
gen wird. Der Weg, daß nach Ablauf einer nicht 
allzu langen Wartezeit grundsätzlich jedem 
Rechtsanwalt in den Gebieten des Anwaltsnota-
riats das Notariat offensteht, kann nicht weiter be-
schritten werden. Andernfalls entfiele auf den ein-
zelnen Anwaltsnotar nur eine so geringe Zahl von 
Amtsgeschäften, daß er den Beruf des Notars auf 
Dauer ohne hinreichende Erfahrung in den we-
sentlichen Bereichen eines Nota riats ausüben 
müßte und die finanzielle Basis für die Führung der 
Amtsgeschäfte (etwa Aufwendungen für qualifi-
ziertes Personal und Versicherungsbeiträge) nicht 
mehr zu erwirtschaften wäre. Die Versorgung der 
Bevölkerung mit vorsorgender Rechtspflege ge-
riete in Gefahr. 

Die Wartezeit ist künftig kein geeignetes Krite-
rium, um das Bedürfnis für die Bestellung eines 
Notars zu ermitteln. Auf sie soll in § 4 daher nicht 
mehr abgestellt werden. 

Hiervon zu unterscheiden ist, ob von dem künfti-
gen Anwaltsnotar verlangt werden soll, daß er eine 
bestimmte Zeit zur Rechtsanwaltschaft zugelassen 
war und auch seit einer bestimmten Zeit an dem in 
Aussicht genommenen Amtssitz hauptberuflich als 
Rechtsanwalt tätig ist. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, daß der Bewerber die für seine künftige 
Tätigkeit als Notar notwendige Vertrautheit mit 
der Praxis der Rechtsbesorgung, insbesondere mit 
deren organisatorischer Abwicklung im allgemei-
nen und mit den örtlichen Verhältnissen im beson-
deren, erlangt hat. Daher wird in § 6 Abs. 2 eine 
solche Wartezeit als Regelvoraussetzung für die 
Bestellung zum Anwaltsnotar gefordert. 

c) Ferner soll die Bundesnotarordnung in einigen 
Punkten geändert und ergänzt werden, weil sich 
für die mit der Anwendung des Gesetzes betrauten 
Stellen und Gerichte Schwierigkeiten ergeben ha-
ben. Vornehmlich geht es darum, die gemein-
schaftliche Einrichtung eines Vertrauensschaden-
fonds ausdrücklich dem gesetzlichen Aufgabenbe-
reich der Notarkammern zuzuordnen (Artikel 1 
Nr. 13 Buchstabe b Nr. 14) und der Notarkammer 
— nicht zuletzt wegen ihrer Ermittlungspflichten in 
Fällen, in denen Leistungen aus dem Vertrauens-
schadenfonds in Betracht kommen — erweiterte 
Aufklärungsbefugnisse zu geben (Artikel 1 
Nr. 15). 

Der Entwurf enthält im übrigen Änderungen der 
Bundesnotarordnung, die bereits in dem Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung der Bundes-
notarordnung, BT-Drucksache 8/2782, vorgesehen 
oder vom Bundesrat im Hinblick auf diesen Ent-
wurf vorgeschlagen worden waren. In den zu Be-
ginn der 9. Legislaturpe riode erneut eingebrachten 
und aus Beschleunigungsgründen auf das Notwen-
digste konzentrierten Entwurf eines Ersten Geset-
zes zur Änderung der Bundesnotarordnung, BT

-

Drucksache 9/24, waren diese dann jedoch nicht 
übernommen worden. 

Hervorzuheben ist die Neuregelung der Rechtsbe-
helfe bei Ermahnungen und Mißbilligungen ge-
genüber Notaren (Artikel 1 Nr. 16, 18). Ferner ist 
der Höchstbetrag der Geldbuße, die gegen Notare 
wegen Verletzung von Amtspflichten verhängt 
werden kann (§ 97 Abs. 1, 4), der neuen Höchst-
grenze der Geldbuße anzupassen, die in dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufs

-

rechts der Rechtsanwälte und der Patentanwälte 
vorgesehen ist. 

B. 

Auswirkungen auf die Haushalte des Bundes oder der 
Länder im Sinne einer Erhöhung der Ausgaben sind 
nicht zu erwarten. Die Begrenzung der Zahl der No-
tare wird einer sonst zu erwartenden Zunahme der 
Aufwendungen für die Aufsicht entgegenwirken, 
ohne daß dies im einzelnen quantifiziert werden 
könnte. 

C. 

Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preis-
niveau und das Verbraucherpreisniveau sind mit den 
vorgesehenen Regelungen nicht verbunden. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 
Änderung der Bundesnotarordnung 

Zu Nummer 1 (§ 4) 

Die Änderung des § 4 soll unter Berücksichtigung der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juni 1986 bessere Voraussetzungen dafür schaf-
fen, daß die Landesjustizverwaltungen die Zahl der 
Notare nach den Erfordernissen einer geordneten vor-
sorgenden Rechtspflege festlegen können. Wegen der 
Gründe hierfür wird auf die Ausführungen im allge-
meinen Teil der Begründung unter I. A b) Bezug ge-
nommen. 

Die Steuerung des Zugangs zum Notaramt bei An-
waltsnotaren über Wartezeiten der Bewerber (vgl. den 
derzeit geltenden § 4 Abs. 2 BNotO) soll entfallen. Die 
Wartezeitenregelung erscheint aus den oben darge-
legten Gründen ungeeignet, in Zukunft sicherzustel-
len, daß die Zahl der Anwaltsnotare den Erfordernis- 
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sen einer geordneten Rechtspflege entspricht. Würde 
der wachsenden Zahl von Interessenten für das Amt 
des Anwaltsnotars durch immer weitere Verlänge-
rung der erforderlichen Wartezeit begegnet, wäre 
eine Überalterung des Nota riats und ein dadurch be-
dingter rascher Wechsel der Amtsinhaber die Folge. 

Bei der Festlegung der Zahl der Anwaltsnotare wird 
es auf die Nachfrage nach notariellen Leistungen an-
kommen. Diese Nachfrage ist in Beziehung zu setzen 
zur Zahl der Geschäfte, die ein Notar im Durchschnitt 
nach den Erfahrungen ordnungsmäßig ohne Überbe-
lastung pro Jahr erledigen kann. Solche Verhältnis-
zahlen werden heute schon zugrunde gelegt, ohne 
jedoch — jedenfalls in einigen Ländern — allein maß-
geblich zu sein (vgl. hierzu die obigen Ausführungen 
unter I A b). Für die Bereiche des Anwaltsnotariats 
werden solche Verhältniszahlen berücksichtigen 
müssen, daß das Notaramt neben einem weiteren Be-
ruf, dem Anwaltsberuf, ausgeübt wird. Die Erforder-
nisse einer geordneten Rechtspflege können auch 
dazu Anlaß geben, bei der Festlegung der Verhältnis-
zahlen regionalen Besonderheiten, die sich auf die 
hinreichende Versorgung der Bevölkerung mit nota-
riellen Leistungen auswirken, Rechnung zu tragen. 

Erfordernisse einer geordneten Rechtspflege im Sinne 
der neuen Fassung des § 4 BNotO machen es auch 
notwendig, auf eine sinnvolle Altersstruktur im Nota-
riat zu achten. Daher werden gerade in der Über-
gangszeit die Landesjustizverwaltungen bei der Be-
messung der erforderlichen Geschäftszahlen diesen 
Gesichtspunkt zu berücksichtigen haben. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 18. Juni 1986 (BVerfGE 73, 280, 295) beruht die 
Vergabe der Stellen im Anwärterdienst als Notaras-
sessor (§ 7 BNotO) auf einer verfassungsrechtlich un-
zulänglichen Regelung. Im Hinblick auf Artikel 12 
Abs. 1 GG muß der Gesetzgeber zumindest die grund-
legenden Eignungsanforderungen und Auswahlge-
sichtspunkte bei einer Mehrzahl geeigneter Bewerber 
regeln. Solche Regelungen sind nur hinsichtlich der 
Eignung in den §§ 5, 6 BNotO ge troffen worden. 

Gesetzliche Kriterien für die Auswahl unter mehreren 
Bewerbern fehlen indessen nicht nur für die Über-
nahme in den Anwärterdienst, sondern auch für die 
Bestellung zum Notar. Diese Auswahlentscheidung 
ist in ihrer Bedeutung für die Berufsfreiheit nicht ge-
ringer zu werten als die Übernahme in den Anwärter-
dienst. Daher sind die Anforderungen in dem genann-
ten Beschluß des Bundesverfassungsgerichts auch bei 
der Regelung über die Bestellung zum Notar zu be-
achten. 

Dies geschieht durch die vorgesehene Änderung des 
§ 6. 

Absatz 1 Satz 1 enthält unverändert die derzeitige 
grundlegende Vorschrift über die persönliche und 
fachliche Eignung für das Amt des Notars. In Satz 2 
wird in Anknüpfung an die Praxis einiger Länder 
(Nordrhein-Westfalen: 60 Jahre, Hessen: 62 Jahre, 
Niedersachsen: 62 Jahre) eine Höchstaltersgrenze für 

die Bestellung zum Notar gesetzlich vorgesehen. Die 
Einführung der Höchstaltersgrenze von 60 Jahren 
dient — auch mit Rücksicht auf die altersbedingt grö-
ßeren Schwierigkeiten bei der Einarbeitung in den 
Notarberuf — dazu, im Interesse einer Kontinuität ei-
nem häufigen Wechsel der Amtsträger entgegenzu-
wirken. Zugleich wird der Gefahr einer Überalterung 
des Notarberufs begegnet. 

Da der Aspekt der Einarbeitung entfällt, wenn ein 
ehemaliger Notar erneut, oder ein Notar an einem 
anderen Ort bestellt werden möchte, soll die Höchst-
altersgrenze nur für die erstmalige Bestellung gel-
ten. 

In seiner Entscheidung vom 21. Juni 1989 
(1 BvR 32/87) zur Höchstaltersgrenze für Anwaltsno-
tare in Nordrhein-Westfalen hat das Bundesverfas-
sungsgericht ausdrücklich festgestellt, daß eine sol-
che Zugangsbeschränkung einer Regelung durch Ge-
setz oder aufgrund eines Gesetzes vorbehalten ist und 
nicht durch Allgemeinverfügungen der Landesjustiz-
verwaltungen getroffen werden kann. 

Der Zugang zum Beruf des Notars verlangt Vertraut-
heit mit der Praxis der Rechtsbesorgung und deren 
organisatorischer Bewältigung, Sicherheit im Um-
gang mit dem rechtsuchenden Bürger und durch Er-
fahrung vermitteltes Verständnis für dessen Anliegen. 
Es muß daher beim Anwaltsnotar — wie beim Nurno-
tar durch den Anwärterdienst — die Zeit einer prakti-
schen Einführung in die Rechtsbesorgung vorausge-
setzt werden. Dies geschieht gegenwärtig durch die 
Wartezeit. Für die Zukunft sieht § 6 Abs. 2 vor, daß 
regelmäßig Anwaltsnotar nur werden kann, wer fünf 
Jahre als Rechtsanwalt zugelassen war und wer in den 
letzten drei Jahren vor dem Eingang seiner Bewer-
bung ununterbrochen an dem in Aussicht genomme-
nen Amtssitz hauptberuflich als Rechtsanwalt tätig 
gewesen ist. Durch das letztere Erfordernis soll insbe-
sondere sichergestellt werden, daß der Bewerber die 
organisatorischen Voraussetzungen für die Ge-
schäftsstelle geschaffen hat, daß er umfangreiche Er-
fahrungen mit einer Vielzahl von Rechtsuchenden 
und Vertrautheit mit den örtlichen Verhältnissen er-
langt hat. Da es sich um Regelvoraussetzungen han-
delt, kann in besonders begründeten Fällen von der 
Einhaltung abgesehen werden. 

Absatz 3 Satz 1 und 2 enthält die für die Auswahl 
unter mehreren geeigneten Bewerbern grundlegen-
den gesetzlichen Kriterien, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem beruflichen Werdegang zum 
Notar stehen. Vorschriften berufsübergreifender Art, 
die etwa aus sozialen Gründen für einzelne Personen-
gruppen die Berücksichtigung sonstiger Umstände 
verlangen (so z. B. § 51 des Schwerbehindertengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Au-
gust 1986 — BGBl. I S. 1421), bleiben daneben als 
Sonderbestimmungen unberührt und sind zu beach-
ten. 

Für die Auswahl des geeignetsten Bewerbers soll es 
auf die persönliche und fachliche Eignung unter Be-
rücksichtigung des Ergebnisses der die juristische 
Ausbildung abschließenden Staatsprüfung und der 
bei der Vorbereitung auf den Notarberuf gezeigten 
Leistungen ankommen. 
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Bei den Bewerbern um eine Amtsstelle als „Nurnotar" 
(§ 3 Abs. 1) kann insoweit auf die im Anwärterdienst 
erteilten Beurteilungen zurückgegriffen werden. Bei 
den Bewerbern um eine Amtsstelle im Anwaltsnota-
riat kommt es darauf an, in welchem Maße der Bewer-
ber — etwa durch die Beteiligung an Vorbereitungs-
kursen — die für die Amtsausübung als Notar erfor-
derlichen Fähigkeiten und Kenntnisse erworben und 
vertieft hat. Das auf ein Fachgespräch gestützte Gut-
achten des Vorstandes der Notarkammer (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 3 — § 6 c), das die Landesjustizverwaltung 
anfordern kann, soll hierfür eine Entscheidungshilfe 
liefern. 

Daneben soll bei Nurnotaren auch die Dauer des An-
wärterdienstes, bei Anwaltsnotaren die Dauer der 
hauptberuflichen Tätigkeit als Rechtsanwalt bei der 
Entscheidung, welchem unter mehreren Bewerbern 
der Vorzug gebührt, angemessen berücksichtigt wer-
den. 

Auf die „hauptberufliche" Tätigkeit als Rechtsanwalt 
wird abgestellt, weil die Verbindung der Berufe des 
Rechtsanwalts und des Notars auch dazu bestimmt ist, 
die wirtschaftliche Stellung der freiberuflichen An-
waltschaft zu stützen und daher die Berücksichtigung 
einer „Wartezeit" nur für eine als Hauptberuf ausge-
übte anwaltliche Tätigkeit gerechtfertigt erscheint. 

Die Anrechnung von Wehr- und Ersatzdienstzeiten, 
Zeiten eines Beschäftigungsverbots nach Mutter-
schutzvorschriften sowie Zeiten der Beurlaubung we-
gen Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub oder ei-
nes vorübergehenden Verzichts auf die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft sowie einer vorübergehenden 
Amtsniederlegung wegen Schwangerschaft oder Be-
treuung eines Kindes auf die im Anwärterdienst oder 
im Beruf des Rechtsanwalts verbrachte Zeit soll von 
den Ländern vorgesehen werden können. 

Zu Nummer 3 (§§ 6b, 6c) 

a) Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts besteht auch ein rechtssatzförmiger Rege-
lungsbedarf hinsichtlich des Verfahrens bei der 
Auswahl der Bewerber um die Übernahme in den 
Anwärterdienst (§ 7 BNotO). Erforderlich ist eine 
Ausgestaltung des Verfahrens, die es gewährlei-
stet, daß von allen potentiellen Bewerbern derje-
nige gefunden wird, der am ehesten den gesetzli-
chen Anforderungen entspricht (BVerfGE 73, 280, 
296). Ein Mittel hierzu sieht das Bundesverfas-
sungsgericht in der Ausschreibung der zu beset-
zenden Stellen. Auch insoweit ist es aus den zu 
Nummer 2 dargelegten Gründen geboten, die aus 
dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts zu 
ziehenden Folgerungen auf die Bestellung zum 
Notar zu erstrecken. 

Durch den neuen § 6 b wird sichergestellt, daß alle 
in Betracht kommenden Personen auf die Möglich-
keit hingewiesen werden, sich um die Bestellung 
zum Notar zu bewerben. 

b) Nach § 6 c soll der Landesjustizverwaltung die 
Möglichkeit eröffnet werden, von der Notarkam-
mer ein Gutachten als Entscheidungshilfe für die 

Beurteilung der fachlichen Kenntnisse von Bewer-
bern um die Bestellung zum Anwaltsnotar einzu-
holen. Das Gutachten muß auf einem Fachge-
spräch mit dem Bewerber von höchstens zwei, min-
destens einer Stunde Dauer beruhen. Gegenstand 
des Gesprächs sollen die für die Ausübung des 
Notaramts wesentlichen Rechtsgebiete sein. Ein 
vom Vorstand der Notarkammer bestimmter Aus-
schuß, der aus drei Notaren besteht, führt das Ge-
spräch. Zur Wahrung einheitlicher Maßstäbe muß 
mindestens ein Mitglied des Vorstandes der Notar-
kammer dem Ausschuß angehören. 

Das Gutachten soll die für die Auswahlentschei-
dung erforderlichen Hinweise enthalten. Dies 
kann dadurch geschehen, daß sich das Gutachten 
dazu äußert, ob der Bewerber nicht die erforderli-
chen Kenntnisse hat, ob er über unterdurchschnitt-
liche, verbesserungsbedürftige Kenntnisse ver-
fügt, ob er die erforderlichen oder deutlich über-
durchschnittliche Kenntnisse besitzt. 

Der Bewerber ist verpflichtet, der Aufforderung zur 
Teilnahme an dem Fachgespräch zu entsprechen. 
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, wird die 
Landesjustizverwaltung nicht feststellen können, 
in welchem Maße der Bewerber im Vergleich zu 
anderen fachlich geeignet ist. 

Einem Vertreter der Landesjustizverwaltung ist die 
Anwesenheit zu ermöglichen, um einen unmittel-
baren Eindruck von den bei dem Fachgespräch 
angelegten Maßstäben gewinnen zu können. 

Zu Nummer 4 (§ 7) 

Mit der Änderung des § 7 wird — abgesehen von der 
Ergänzung des § 7 Abs. 1 — dem Regelungsbedarf 
genügt, der sich aus dem genannten Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts ergibt. 

In Absatz 1 ist vorgesehen, daß der Bewerber um die 
Bestellung zum Nurnotar in der Regel aus dem An-
wärterdienst des betreffenden Landes hervorgehen 
soll. Hiermit wird auf die für die notarielle Tätigkeit 
— etwa im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit —
bedeutsamen landesrechtlichen Besonderheiten 
Rücksicht genommen. Diese lassen eine durch den 
Anwärterdienst des betreffenden Landes vermittelte 
Einführung notwendig erscheinen. 

Nach dem geänderten Absatz 2 sind für die Auswahl 
unter mehreren geeigneten Bewerbern maßgebend 
die persönliche und fachliche Eignung unter besonde-
rer Berücksichtigung des Ergebnisses der Prüfung, 
mit der die Befähigung zum Richteramt erworben 
wurde. Daneben bleiben berufsübergreifende Son-
derbestimmungen, die aus sozialen Gründen für ein-
zelne Personengruppen die Rücksichtnahme auf son-
stige Umstände erfordern (vgl. § 51 des Schwerbehin-
dertengesetzes), unberührt. 

Für das Auswahlverfahren ist Vorsorge dafür zu tref-
fen, daß alle in Betracht kommenden geeigneten Per-
sonen auf die Möglichkeit ihrer Bewerbung hingewie-
sen werden. Dies soll in erster Linie durch die Aus-
schreibung der Stellen im Anwärterdienst geschehen. 
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Den Ländern soll es ermöglicht werden, statt dessen 
ein anderes, heute schon geübtes Verfahren (Eintra-
gung in eine ständig geführte Liste der Bewerber, 
deren Führung allgemein bekannt gemacht wird) zu 
wählen, weil auch auf diese Weise die vom Bundes-
verfassungsgericht geforderte Transparenz herge-
stellt werden kann. 

Die Änderung des Absatzes 4 Satz 3 trägt dem neuen 
Sprachgebrauch im Deutschen Richtergesetz Rech-
nung. 

Wegen der künftig vorgesehenen Ausschreibung aller 
freien Stellen im Bereich des Nurnotariats (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 3 — § 6 b) ist die Änderung des Absatzes 7 
Nr. 3 erforderlich. Von Notarassessoren, die den An-
wärterdienst durchlaufen haben, soll verlangt werden 
können, daß sie sich um eine von der Landesjustizver-
waltung angebotene Notarstelle, die anderweit nicht 
besetzt werden konnte, bewerben. Zweck dieser Re-
gelung ist es, eine flächendeckende Versorgung mit 
notariellen Diensten zu gewährleisten; ferner soll der 
Berufsanfänger berufliche Erfahrungen in einem 
überschaubaren Rahmen sammeln. Dem jungen No-
tar steht es frei, sich nach einiger Zeit der Berufsaus-
übung um eine andere Notarstelle zu bewerben. 

Zu Nummer 5 (§ 10) 

Für die Verlegung des Amtssitzes des Notars wird 
zwar bisher schon — unter Hinweis auf § 4 BNotO — 
die  Berücksichtigung der Belange einer geordneten 
Rechtspflege vorausgesetzt (Seybold-Hornig, Bun-
desnotarordnung 5. Aufl. § 10 Rdnr. 4; Arndt, Bundes-
notarordnung 2. Aufl. Anm. II 1.2 zu § 10). Im Hinblick 
auf die in der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 18. Juni 1986 erkennbare Tendenz für 
eindeutigere gesetzliche Kriterien bei der Besetzung 
von Notarstellen wird in § 10 Abs. 1 BNotO die Beach-
tung der Belange einer geordneten Rechtspflege bei 
der Verlegung des Amtssitzes ausdrücklich vorge-
schrieben. 

Zu Nummer 6 (§ 39) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen des 
neugefaßten § 50 Abs. 1 Nr. 6. 

Zu Nummer 7 (§ 42) 

Satz 2 ist durch den Wegfall der erweiterten Zulässig-
keit von Rechtsmitteln nach § 511 a Abs. 4 und § 547 
Abs. 1 (Abs. 2) Nr. 2 ZPO gegenstandslos geworden 
und wird daher aufgehoben. 

Zu Nummer 8 (§ 50) 

a) Zum Schutz der Rechtsuchenden sollen die Gründe 
für eine Amtsenthebung des Notars erweitert wer-
den: 

Das Bestehen einer Sucht, das einer ordnungsmä-
ßigen Amtsausübung entgegensteht, soll zur Amts-
enthebung führen. Schon nach geltendem Recht 
kann eine Sucht in einem fortgeschrittenen Sta-
dium zur Amtsenthebung führen, doch sollte im 
Interesse des Rechtsuchenden nicht erst dieses Sta-
dium abgewartet werden müssen. Der Beg riff der 
„dauernden" Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen 
Amtsausübung in § 50 Abs. 1 Nr. 6 BNotO wird 
dahin verdeutlicht, daß es sich insoweit um einen 
„nicht nur vorübergehenden" Zustand handelt. 

b) In Absatz 4 werden die Regelungen für das Verfah-
ren der Amtsenthebung wegen gesundheitlicher 
Unfähigkeit zur Amtsausübung (Absatz 1 Nr. 6) 
getroffen. Wegen der Nähe des Notaramtes zum 
öffentlichen Dienst sollen für die Bestellung eines 
Pflegers, die Pflicht, sich ärztlich untersuchen zu 
lassen, sowie die Folgen einer Verweigerung der 
Mitwirkung die einschlägigen Bestimmungen für 
Landesjustizbeamte entsprechend gelten. 

Nach dem Vorbild des § 26 Abs. 1 Satz 3 BRRG soll 
die Möglichkeit eröffnet werden, dem Notar einen 
Pfleger zur Seite zu stellen. Dieser soll selbst Notar 
oder Rechtsanwalt sein. Die Stellung, die in dem 
Verfahren gegen Landesjustizbedienstete der 
Dienstvorgesetzte innehat, weist Satz 3 für die Ver-
fahren gegen Notare der Landesjustizverwaltung 
zu. 

Zu Nummer 9 (§ 51) 

Da es keinen zwingenden Grund für die ausschließli-
che Zuständigkeit des Präsidenten des Oberlandesge-
richts nach dieser Vorschrift gibt, soll die Zuständig-
keit der Landesjustizverwaltung begründet werden, 
die es nach § 112 Satz 1 BNotO in der Hand hat, unter 
Berücksichtigung praktischer Bedürfnisse die Zustän-
digkeit auf nachgeordnete Behörden zu übertragen. 

Zu Nummer 10 (§ 54) 

Die Ergänzung geht darauf zurück, daß § 114 BRAO 
durch die Einführung eines zeitlich und gegenständ-
lich begrenzten Vertretungsverbots geändert worden 
ist. § 54 Abs. 3 bezieht sich nicht auf dieses Vertre-
tungsverbot, sondern auf das vorläufige Berufs- und 
Vertretungsverbot nach § 150 BRAO, was durch die 
Hinzufügung des Klammervermerks klargestellt 
wird. 

Zu Nummer 11 (§ 62) 

Vergleiche die Begründung zu Nummer 7 (§ 42). 

Zu Nummer 12 (§ 64 a) 

Der neueingeführte 7. Abschnitt des Ersten Teils der 
Bundesnotarordnung enthält in § 64 a — unbeschadet 
der bestehenden Vorschriften für die Ausübung der 
Aufsicht — die grundlegenden Regelungen für die 
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Ermittlung des Sachverhalts durch die Landesjustiz-
verwaltung und über die Mitwirkungspflichten des 
Notars, des Notarassessors und des Bewerbers um die 
Bestellung zum Notar nach dem Vorbild des § 24 
Abs. 1 Satz 1, § 26 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (das nach § 2 Abs. 3 
Nr. 1 VwVfG ebenso wie die Verwaltungsverfahrens-
gesetze der Länder nicht unmittelbar anwendbar ist) 
im Verwaltungsverfahren nach der Bundesnotarord-
nung. Danach klärt die Landesjustizverwaltung den 
Sachverhalt von Amts wegen auf. Der Notar, Notaras-
sessor oder Bewerber soll durch seine Mitwirkung die 
Ermittlungen fördern. Dazu gehört auch, daß er — so-
weit erforderlich — sein Einverständnis zur Beizie-
hung von Unterlagen gibt, deren Auswertung es für 
die Entscheidung bedarf. Hängt die Verwendung des 
Beweismittels von der Zustimmung des betroffenen 
Notars, Notarassessors oder Bewerbers ab, etwa weil 
dessen Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
(BVerfGE 65, 1, 43f.) zu beachten ist, schließt die Mit-
wirkungspflicht ein, daß der Betroffene der Landesju-
stizverwaltung die Verwendung des Beweismittels er-
möglicht. 

Führt die unterbliebene Mitwirkung dazu, daß die 
Landesjustizverwaltung den Sachverhalt nicht hinrei-
chend aufklären kann, geht dies zu Lasten des Notars, 
Notarassessors oder Bewerbers, wenn er die Bestel-
lung zum Notar oder sonst einen Rechtsvorteil be-
gehrt. Damit er die Tragweite seines Verhaltens er-
kennt, ist er auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

Absatz 3 enthält eine bereichsspezifische Regelung, 
die entsprechend den Grundsätzen der Erforderlich-
keit und der Verhältnismäßigkeit, ohne daß es auf 
eine Einwilligung des Betroffenen ankommt, eine 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an die 
in Verwaltungs- und Aufsichtsangelegenheiten zu-
ständigen Stellen ermöglicht. 

Zu Nummer 13 (§ 67) 

Die Notarkammern haben zur Wahrung des Ansehens 
des Berufsstandes einen Vertrauensschadenfonds ge-
gründet. Aus ihm werden freiwillige Hilfeleistungen 
bei Schäden erbracht, die von Notaren vorsätzlich 
herbeigeführt und nicht bereits durch die Vertrauens-
schadenversicherung nach § 67 Abs. 2 Nr. 3 BNotO 
gedeckt sind. Die Notare bringen durch an ihre Kam-
mer zu leistende Beträge die für den Fonds notwendi-
gen Mittel auf. Da für den Fonds erhebliche Mittel 
aufgebracht und verwaltet werden müssen, soll die 
Unterhaltung des Fonds in einer für künftige Streitig-
keiten vor Gericht bindenden Weise als eine mögliche 
Aufgabe der Kammer gesetzlich festgeschrieben wer-
den. 

Zu Nummer 14 (§ 69a) 

Ob sich nach geltendem Recht die Verschwiegen-
heitspflicht für die Mitglieder des Vorstandes der No-
tarkammer aus allgemeinen Grundsätzen (Seybold-
Hornig, Bundesnotarordnung, 5. Auflage, § 69 
Rdnr. 20) oder aus der Verschwiegenheitspflicht des 

Notars bei seiner Amtsausübung nach § 18 BNotO 
(Arndt, Bundesnotarordnung, 2. Auflage, § 69 
Anm. II 4) ergibt, ist umstritten. Angelehnt an das Be-
rufsrecht der anderen rechtsberatenden Berufe (vgl. 
§§ 76, 184 BRAO, § 71 PatAnwO) soll die Verschwie-
genheitspflicht der Mitglieder des Kammervorstandes 
ausdrücklich in Absatz 1 Satz 1 geregelt werden. 

Ausgedehnt wird die Verschwiegenheitspflicht in Ab-
satz 1 Satz 2 auf die Angestellten der Notarkammern, 
die Angestellten der nach § 67 Abs. 3 gebildeten Ein-
richtungen und die in den Kammern oder Einrichtun-
gen tätigen Notare und Notarassessoren. Das Statut 
eines Vertrauensschadenfonds der Notarkammern 
sieht vor, daß Schadensfälle von der Fondsgeschäfts-
führung bearbeitet werden. Um dem Fonds eine ef-
fektive Arbeit zu ermöglichen, wird den Notarkam-
mern an anderer Stelle des Entwurfs (Artikel 1 Nr. 15 
— § 74 Abs. 1 Satz 2) gestattet, ihre Erkenntnisse an 
Einrichtungen nach § 67 Abs. 3 weiterzugeben. Fol-
gerichtig sind auch die Mitarbeiter solcher Einrichtun-
gen gesetzlich zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
Die Regelungen für die Verschwiegenheitspflichten 
in gerichtlichen Verfahren und für die Erteilung von 
Aussagegenehmigungen werden in Absatz 2 und 3 in 
Anlehnung an die Vorschriften für die anderen rechts-
beratenden Berufe getroffen. 

Zu Nummer 15 (§ 74) 

Absatz 1 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 74 Abs. 1 
BNotO. Satz 2 sieht vor, daß die Notarkammern be-
rechtigt sind, gewonnene Erkenntnisse an Einrichtun-
gen nach § 67 Abs. 3 — insbesondere an den Vertrau-
ensschadenfonds — weiterzugeben. Das Recht zur 
Weitergabe ist nicht umfassend, es beschränkt sich 
auf Tatsachen, die Mitarbeiter der Einrichtungen für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben kennen müssen. 

In Absatz 2 soll unter Berücksichtigung der geänder-
ten wirtschaftlichen Verhältnisse und in Anlehnung 
an die für die Befugnisse der Rechtsanwaltskammern 
vorgesehene Regelung (vgl. Artikel 1 Nr. 25 Buch-
stabe a des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Berufsrechts der Rechtsanwälte und der Patent-
anwälte, BT-Drucksache 11/3253) das mögliche 
Zwangsgeld neu bestimmt werden. Die übrigen Än-
derungen sind redaktioneller A rt . 

Zu Nummer 16 (§ 75) 

Eine gerichtliche Prüfung von Ermahnungen (§ 75) 
und von Mißbilligungen (§ 94) ist in der BNotO bisher 
nicht vorgesehen. Um sich von dem Verdacht einer 
Pflichtverletzung zu reinigen, kann der Notar ledig-
lich die in den Disziplinarordnungen der meisten Län-
der vorgesehene Möglichkeit ergreifen, gegen sich 
selbst die Einleitung eines Disziplinarverfahrens zu 
beantragen. Da jedoch inzwischen im Disziplinarrecht 
für Beamte schriftliche Mißbilligungen gerichtlich 
überprüft werden können (vgl. § 124 BDO und ähnli-
che Bestimmungen verschiedener Bundesländer) und 
auch die Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfern und 
Steuerberatern erteilten Rügen der gerichtlichen 
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Überprüfung unterliegen, sieht der Entwurf vor, Er-
mahnungen und Mißbilligungen nach der BNotO 
ebenfalls in den Rechtsschutz einzubeziehen. 

Der Notar soll gegen eine Ermahnung den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung durch den Notarsenat des 
Oberlandesgerichts stellen können, nachdem er 
durch einen — befristeten — Einspruch eine Überprü-
fung durch die Notarkammer herbeigeführt hat. Eine 
Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde für das dem ge-
richtlichen Verfahren vorgeschaltete Zwischenver-
fahren erscheint wegen der Grenzen der Aufsichtsbe-
fugnisse gegenüber der Kammer, die sich aus § 66 
Abs. 2 Satz 2 BNotO ergeben, nicht angemessen. Daß 
die Ermahnung nur noch für ein ordnungswidriges 
Verhalten ausgesprochen werden kann, das nicht 
mehr als 5 Jahre zurückliegt, trägt der Regelung der 
Verjährung durch § 95 a Rechnung. 

Das Oberlandesgericht entscheidet endgültig (unan-
fechtbar) durch Beschluß. 

Auf das Verfahren vor dem Oberlandesgericht finden 
im übrigen die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Anfechtung einer Disziplinarverfügung Anwen-
dung (§ 75 Abs. 5 Satz 4). Der neue § 75 Abs. 6 regelt 
das Verhältnis der Ermahnung zu weiteren Maßnah-
men der Aufsichtsbehörden im Aufsichts- oder Diszi-
plinarwege in Anlehnung an den bisherigen § 75 
Abs. 2 Satz 3 und 4 BNotO. Die Entscheidung des 
Oberlandesgerichts, durch die eine Ermahnung auf-
gehoben wird, weil das Gericht ein ordnungswidriges 
Verhalten nicht für gegeben hält, schließt ein neues 
Verfahren der Aufsichtsbehörde wegen desselben 
Verhaltens aus. 

Zu Nummer 17 (§ 81a) 

Die ausdrückliche gesetzliche Regelung über die Ver-
schwiegenheitspflicht der Mitglieder des Vorstandes 
der Notarkammern und ihrer Mitarbeiter (Artikel 1 
Nr. 14 — § 69a) soll auch für die Mitglieder des Präsi-
diums der Bundesnotarkammer und ihre Mitarbeiter 
gelten. 

Zu Nummer 18 (§ 94) 

Für die Anfechtung einer Mißbilligung nach § 94 und 
für das Verhältnis einer Mißbilligung zu Maßnahmen 
im Disziplinarwege wird auf die Ausführungen zu 
§ 75 verwiesen. Dem Antrag auf Entscheidung des 
Oberlandesgerichts vorgeschaltet ist hier eine befri-
stete Beschwerde, über die die nächsthöhere Auf-
sichtsbehörde zu befinden hat. Der Aufsichtsbehörde, 
welche die Mißbilligung ausgesprochen hat, wird zur 
Entlastung des weiteren Verfahrens die Befugnis ge-
geben, nach nochmaliger Prüfung der Angelegenheit 
der Beschwerde abzuhelfen. Die für die Mißbilligung 
zuständige (§ 92 BNotO) und die im Sinne des § 94 
Abs. 2 Satz 3 BNotO nächsthöhere Aufsichtsbehörde 
können in den Allgemeinverfügungen der Länder 
über das Notariatswesen bestimmt werden. 

Zu Nummer 19 (§ 97) 

Die Höchstgrenze für die Geldbuße bei Dienstverge-
hen von Notaren und Notarassessoren soll erhöht wer-
den, weil der bisherige Rahmen wegen der unter-
schiedlichen Einkommensverhältnisse der Notare 
nicht mehr in jedem Fall für eine angemessene Ahn-
dung ausreicht. Hiermit wird zugleich die Überein-
stimmung mit den Vorschriften für die anderen rechts-
beratenden Berufe gewahrt (vgl. Artikel 1 Nr. 33, Ar-
tikel 2 Nr. 28 des Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Berufsrechts der Rechtsanwälte und der 
Patentanwälte). 

Zu Nummer 20 (§ 98) 

Nach bisherigem Recht (§ 98 Abs. 2 BNotO) kann der 
Präsident des Landgerichts keine Geldbußen durch 
Disziplinarverfügung verhängen. Dies führt zu Ver-
fahrensverzögerungen, wenn der Präsident des Land-
gerichts aufgrund seiner Ermittlungen zu dem Ergeb-
nis kommt, daß eine Geldbuße die angemessene Ahn-
dung wäre. Daher soll ihm — in Übereinstimmung mit 
den Regeln des Disziplinarrechts — die Möglichkeit 
gegeben werden, auch Geldbußen bis zu einer be-
stimmten Höhe zu verhängen. 

Zu Nummer 21 (§ 103) 

Die Ergänzung des § 103 Abs. 4 geht einmal darauf 
zurück, daß § 114 BRAO durch Einführung eines zeit-
lich und gegenständlich beschränkten Vertretungs-
verbots geändert worden ist. Wird ein solches Verbot 
verhängt, muß der betroffene Notar auch von dem 
Amt eines Beisitzers in dem Notarsenat ausgeschlos-
sen sein. Zugleich wird die bisherige Nichtberück-
sichtigung der in § 97 Abs. 2 und 3 genannten Diszi-
plinarmaßnahmen berichtigt. Die Trennung der Rege-
lung in zwei verschiedene Nummern ist aus redaktio-
nellen Gründen vorgenommen worden. 

Zu Nummer 22 (§ 105) 

Die Änderung gleicht den Wortlaut der Bundesnotar-
ordnung dem Sprachgebrauch der Bundesdisziplinar-
ordnung an. 

Zu Nummer 23 (§ 110a) 

Die Bestimmung über Tilgung von Maßnahmen in 
den über den Notar geführten Akten wird dahin er-
weitert, daß auch Eintragungen über strafgerichtliche 
Verurteilungen oder andere Entscheidungen in Ver-
fahren wegen Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder 
Verletzung von Berufs- oder Amtspflichten, die nicht 
zu einer Ermahnung oder Mißbilligung geführt ha-
ben, nach einer bestimmten Frist zu tilgen sind. Der 
Notar kann jedoch, insbesondere zur Abwehr von zi-
vilrechtlichen Ansprüchen, ein Interesse daran haben, 
daß die Vorgänge bei seinen Akten bleiben. Diese 
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Vorgänge sollen daher nur auf Antrag des Notars aus 
den Personalakten entfernt werden. 

Zu Nummer 24 (§ 114) 

Die Streichung des Absatzes 1 Satz 3 trägt der Ände-
rung landesrechtlicher Bestimmungen in Baden-
Württemberg — Artikel 95 des Württembergischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
ist durch § 54 Nr. 7 des Landesgesetzes über die Frei-
willige Gerichtsbarkeit (LFGG) vom 12. Februar 1975 
(GBl. S. 116) aufgehoben worden — Rechnung. Der 
Bestimmung über die Zuständigkeit der Bezirksno-
tare im Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart als öffent-
liche Notare bedarf es im Hinblick auf die Regelung 
der Zuständigkeit der Notare im Landesdienst in § 3 
Abs. 1 LFGG nicht mehr. 

Die Neufassung des Absatzes 3 ermöglicht dem Land 
Baden-Württemberg, das nach geltendem Recht für 
die Besetzung der Nurnotarstellen im Oberlandesge-
richtsbezirk Stuttgart Bezirksnotare heranziehen 
kann, die Auswahl unter mehreren Bewerbern aus 
diesem Personenkreis nach besonderen Kriterien. Sie 
sind an die Regelung des § 6 Abs. 3 angelehnt, tragen 
aber dem beruflichen Werdegang der Bezirksnotare 
Rechnung und gehen der allgemeinen Regelung in 
§ 6 Abs. 3 vor. 

Die Möglichkeit, Bewerber mit Richteramtsbefähi-
gung zu Nurnotaren zu bestellen, wird nicht ausge-
schlossen. Satz 3 ermöglicht es jedoch dem Land Ba-
den-Württemberg, seine bisherige, in der Rechtspre-
chung anerkannte (BGH DNotZ 1965, 239) Praxis fort-
zusetzen, das Amt des Nurnotars geeigneten Bewer-
bern aus dem Kreis der Bezirksnotare vorzubehalten, 

wenn diese in genügender Zahl zur Verfügung ste-
hen. 

Zu Nummer 25 (§ 115) 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Änderung. 
Sie berücksichtigt, daß das badische Landesgesetz 
über die Freiwillige Gerichtsbarkeit nach § 54 Nr. 1 
LFGG außer Kraft getreten ist. Die Amtsbezeichnung 
der Notare im Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe 
lautet jetzt „Notare im Landesdienst" (§ 3 Abs. 1

-

Satz 1 LFGG). 

Zu Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Die Bundesnotarordnung selbst enthält als Neube-
kanntmachung früheren geänderten Reichsrechts 
(vgl. Bekanntmachung vom 24. Februar 1961 — 
BGBl. I S. 97) keine Berlin-Klausel. Wegen der in die 
Bundesnotarordnung aufgenommenen Verordnungs-
ermächtigung bedarf es der Regelung in Satz 2. 

Zu Artikel 3 
Inkrafttreten 

Die gestaffelten Termine für das Inkrafttreten sollen 
den Übergang auf das neue Recht bei Bestellung zum 
Notar erleichtern, insbesondere bei der Anpassung 
des Verwaltungsverfahrens an die neuen Kriterien 
und für den Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 6 
Abs. 3 Satz 3. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 6c Satz 3 bis 6 BNotO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 3 in § 6 c die 
Sätze 3 bis 6 durch folgenden Satz ersetzt werden 
sollten: 

„Die Landesregierungen oder die von ihnen be-
stimmten Stellen werden ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nähere Bestimmungen über Gestal-
tung und Inhalt des Fachgespräches zu treffen." 

Begründung 

Auch die vom Bundesverfassungsgericht gefor-
derte Festlegung der materiellen Kriterien zur Aus-
wahl der Notarbewerber erfordert nicht eine so 
detaillierte und praktischen Bedürfnissen nur be-
dingt Rechnung tragende bundesgesetzliche Re-
gelung. Die Ermächtigung der Landesregierung, 
durch Rechtsverordnung die nähere Ausgestaltung 
des Fachgesprächs vorzunehmen, entspricht der 
Regelung des Regierungsentwurfs zu Artikel 1 
Nr. 2 (§ 6 Abs. 3 Satz 3). 

2. Zu Artikel 1 nach Nr. 5 (§ 11 BNotO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob eine Gesetzesgrundlage 
für die Bestimmung des engeren räumlichen Amts-
bereichs des Notars zu schaffen ist. 

Begründung 

Nach § 11 Abs. 1 BNotO ist der Amtsbezirk des 
Notars der Oberlandesgerichtsbezirk, in dem er 
seinen Amtssitz hat. Eine weitere räumliche Be-
schränkung der Tätigkeit des Notars sieht die Bun-
desnotarordnung nicht ausdrücklich vor. Die Lan-
desjustizverwaltungen treffen im Rahmen ihrer 
Organisationsgewalt Anordnungen, die die Aus-
übung der Urkundstätigkeit grundsätzlich auf den 
engeren räumlichen Amtsbereich — in der Regel 
den Amtsgerichtsbezirk — beschränken. § 8 der 
Richtlinien für die Berufsausübung der Notare sieht 
eine entsprechende Verpflichtung vor. 

Nicht zuletzt im Zuge der Beschlüsse des Bundes-
verfassungsgerichts vom 14. Juli 1987 (BVerfGE 
76, 171 und 196) zum Standesrecht der Rechtsan-
wälte werden die rechtlichen Grundlagen dieser 
Verpflichtung und entsprechende Verwaltungs-
anordnungen von Notaren zunehmend in Zweifel 
gezogen. Damit einher geht Unsicherheit in der 
Rechtsprechung, worauf die ausdrücklich nur als 
Standesrecht in § 8 der von der Bundesnotarkam-
mer gemäß § 78 Nr. 5 BNotO aufgestellten Richtli-
nien für die Berufsausübung der Notare festgelegte 
Pflicht zur Beschränkung auf den engeren räumli-

chen Amtsbereich zu stützen ist. Während das 
Oberlandesgericht Köln z. B. meint, die Pflicht aus 
vorkonstitutionellem Gewohnheitsrecht ableiten 
zu können (OLG Köln DNotZ 1988, 649), geht das 
Oberlandesgericht Celle davon aus, die Berechti-
gung der Landesjustizverwaltung, im Rahmen der 
Organisationsgewalt den engeren räumlichen 
Amtsbereich festlegen zu können, ergebe sich aus 
dem Gesamtzusammenhang der Vorschriften der 
Bundesnotarordnung (Beschluß vom 14. Oktober 
1985 — Not 3/85 — und vom 12. August 1988 — 
Not  6/88 —). Da es sich bei der Festlegung des 
räumlichen Amtsbereichs um eine Regelung der 
Berufsausübung handelt, sollte im Hinblick auf Ar-
tikel 12 Abs. 1 Satz 2 GG und die ausdrückliche 
anderweitige Bestimmung in § 11 Abs. 1 BNotO 
auch für Beschränkungen des engeren räumlichen 
Amtsbereichs des Notars eine klare Rechtsgrund-
lage in der Bundesnotarordnung geschaffen wer-
den. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 64 a Abs. 3 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 12 sind in § 64 a Abs. 3 Satz 1 nach 
den Worten „Informationen, die" die Worte „für die 
Bestellung eines Notars oder Ernennung eines No-
tarassessors, " einzufügen. 

Begründung 

Soweit der Entwurf in § 64 a Abs. 3 eine bereichs-
spezifische Regelung für die Übermittlung von per-
sonenbezogenen Informationen vorsieht, ist die Re-
gelung noch um den Tatbestand der Bestellung 
eines Notars und der Ernennung eines Notarasses-
sors zu erweitern. Zur Prüfung der persönlichen 
und fachlichen Eignung des Bewerbers werden 
bisher auch von Amts wegen Ermittlungen zur Per-
son des Bewerbers angestellt und z. B. Stellung-
nahmen des Generalstaatsanwalts und der Rechts-
anwaltskammer, in deren Bezirk der Bewerber als 
Rechtsanwalt zugelassen ist, und des Präsidenten 
des Landgerichts eingeholt, der für den Zulas-
sungsort zuständig ist. Alle vorgenannten Stellen 
wären nach der vorgesehenen Regelung gehin-
dert, personenbezogene Informationen im Hinblick 
auf das Bestellungsverfahren zu geben, weil § 64 a 
Abs. 3 als bereichsspezifische Regelung diesen 
Tatbestand gerade nicht vorsieht. Informationen 
dürften nur im Einverständnis mit dem Bewerber 
weitergegeben werden. Angesichts der besonders 
hohen Anforderungen an die persönliche Integ rität 
des Notars und der Tatsache, daß dem Bewerber 
anders als bei der Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft ein staatliches Amt übertragen wird, ist es 
gerechtfertigt, daß von vornherein umfassend per-
sonenbezogene Daten erhoben werden, ohne daß 
der Bewerber dazu vorher sein Einverständnis er- 
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klärt. Ihm muß klar sein, daß er sich im Interesse 
des angestrebten Amtes zunächst umfassend per-
sönlich offenbaren muß. 

Das gilt insbesondere, soweit z. B. die Rechtsan-
waltskammer und der Generalstaatsanwalt betei-
ligt werden, also die Stellen, die umfassend dar-
über informiert sind, welche Beanstandungen es 
gegenüber dem Bewerber bei der Erfüllung von 
Berufspflichten als Rechtsanwalt gegeben hat. Ge-
rade aus Beanstandungen oder Beschwerden, die 
die berufliche Tätigkeit des Bewerbers als Rechts-
anwalt betreffen, lassen sich in der Regel wichtige 
Rückschlüsse auf die Eignung für das Amt des No-
tars ziehen, unabhängig davon, ob berechtigte Be-
schwerden ein ehrengerichtliches Verfahren nach 
sich gezogen oder nur eine Rüge durch den Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer zur Folge gehabt 
haben. Rügen werden der Landesjustizverwaltung 
in der Regel von vornherein nicht bekannt. 

Soweit der Landesjustizverwaltung bereits Mittei-
lungen über personenbezogene Informationen vor-
liegen, die aufgrund des § 36 a Abs. 3 BRAO-E (Ar-
tikel 1 Nr. 17 des Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Berufsrechts der Rechtsanwälte und 
der Patentanwälte in Verbindung mit der Stel-
lungnahme des Bundesrates und der Gegenäuße-
rung der Bundesregierung — BT-Drucksache 
11/3253 —) erfolgt sind, stellt die Ergänzung des 
Absatzes 3 sicher, daß diese Mitteilungen auch tat-
sächlich verwertet werden dürfen und der Landes-
justizverwaltung nicht entgegengehalten wird, 
diese Mitteilungen seien allein für die in § 36 a 
Abs. 3 BRAO-E genannten Zwecke zu verwen-
den. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 97 Abs. 4) 

Artikel 1 Nr. 19 ist wie folgt zu fassen: 

,19. § 97 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Geldbuße kann gegen Notare bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark, gegen Notar-
assessoren bis zu fünftausend Deutsche Mark 
verhängt werden. Beruht die Handlung, we-
gen der eine Geldbuße verhängt wird, auf Ge-
winnsucht, so kann auf Geldbuße bis zum 
Doppelten des erzielten Vorteils erkannt wer-
den. " ' 

Begründung 

Mit der Änderung des § 97 Abs. 4 Satz 2 wird 
unmißverständlich klargestellt, daß § 98 Abs. 1 
BNotO auch für die Fälle des § 97 Abs. 4 Satz 2 gilt, 
der erzielte Vorteil also auch durch Disziplinarver-
fügung abgeschöpft werden kann. In Disziplinar-
verfahren ist es wiederholt zu Rechtsbehelfen ge-
kommen, weil Unsicherheit darüber herrsche, ob 
der Begriff „verurteilt" wörtlich zu verstehen ist 
oder sich lediglich aus der undifferenzierten Über-

nahme aus § 3 Abs. 1 der Verordnung zur Ände-
rung und Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
1. März 1943 (RGBl. I S. 126) erklärt, mithin den 
Sinn von „gemaßregelt" hat. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 110 a) 

In Artikel 1 Nr. 23 

— sind die Eingangsworte wie folgt zu fassen: 

„In § 110a werden folgende Absätze 6 und 7 
angefügt:" ; 

— sind in § 110 a Abs. 6 Satz 1 die Worte „auf An-
trag des Notars" zu streichen; 

— ist nach Absatz 6 folgender Absatz 7 anzufü-
gen: 

„(7) Auf Antrag des Notars unterbleibt die Til-
gung " 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Tilgung 
nur auf Antrag des Notars erscheint nicht zweck-
gemäß. Sie könnte zu dem Ergebnis führen, daß 
Notare aus Unkenntnis — im Hinblick auf die bis-
herige Regelung — den Tilgungsantrag nicht stel-
len und dadurch gegenüber solchen Notaren, die 
den Antrag gestellt haben, einen vom Gesetzgeber 
sicherlich nicht gewollten Nachteil erleiden. Au-
ßerdem scheint der Wunsch nach Nicht-Tilgung 
die seltene Ausnahme zu sein, so daß die Tilgungs-
regelung in § 110a Abs. 6 BNotO-E auch von der 
regelmäßigen, von Amts wegen vorzunehmenden 
Tilgung ausgehen und dem Notar lediglich das 
Recht einräumen sollte, einen Antrag auf Nicht

-

Tilgung zu stellen. Die Formulierung des Regie-
rungsentwurfs entspricht einem umgekehrten Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 23a — neu — (§ 112 Satz 2) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 23 folgende Num-
mer 23 a einzufügen: 

,23 a. In § 112 Satz 2 werden die Worte „zu bestel-
len (§ 12 Satz 1) und" gestrichen.' 

Begründung 

Im Bereich des Anwaltsnotariats werden Bestel-
lungsverfahren künftig erheblich mehr Aufwand 
verursachen als bisher. Langfristig ist deshalb an-
zustreben, die Zahl der in das Bestellungsverfahren 
eingeschalteten Stellen einzuschränken. Es ist da-
her angezeigt, die Möglichkeit zu eröffnen, auch 
die Bestellung der Notare auf nachgeordnete Be-
hörden zu übertragen, wobei hierfür die Präsiden-
ten der Oberlandesgerichte in Betracht kommen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. (Artikel 1 Nr. 3 — § 6 c Satz 3 bis 6 BNotO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen. 

Zu 2. (Artikel 1 Nr. 5 a — neu — § 11 BNotO) 

Die Bundesregierung wird die aufgeworfene Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prü-
fen. 

Zu 3. (Artikel 1 Nr. 12 — § 64 a Abs. 3 Satz 1 BNotO) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates weicht ohne zwingen-
den Grund von der bereichsspezifischen Regelung für 
die Übermittlung personenbezogener Informationen 
ab, die für vergleichbare Berufe in Artikel 1 Nr. 17 
(§ 36 a BRAO) und Artikel 2 Nr. 13 (§ 32 a PatAnwO) 
des Gesetzes zur Änderung des Berufsrechts der 
Rechtsanwälte und der Patentanwälte (BR-Drucksa-
che 562/89) getroffen wurde und der der Bundesrat in 
seiner 606. Sitzung am 10. November 1989 zuge-
stimmt hat. Für die notwendigen Ermittlungen hin-
sichtlich der persönlichen und fachlichen Eignung des 
Bewerbers um die Bestellung zum Notar oder um die 
Aufnahme in den Anwärterdienst bietet § 64 a Abs. 2 
BNotO-E eine hinreichende und ausgewogene 
Grundlage. 

Sie ermöglicht es unter anderem, von dem Bewerber 
das Einverständnis zur Einholung von Auskünften 
über Umstände zu erlangen, die — wie die Erfüllung 
von beruflichen Pflichten als Rechtsanwalt — wesent-
liche Hinweise auf die Eignung des Bewerbers erge-
ben. Die notwendige Mitwirkung des Bewerbers wird 

durch die in § 64 a Abs. 2 Satz 2 BNotO-E vorgese-
hene Sanktion sichergestellt. Zugleich wird in dem 
gebotenen Maße für den Bewerber erkennbar, worauf 
es der bestellenden Behörde bei ihren Ermittlungen 
ankommt. 

Zu 4. (Artikel 1 Nr. 19 — § 97 Abs. 4 BNotO) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5. (Artikel 1 Nr. 23) — § 110a BNotO) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates weicht ohne zwingen-
den Grund von der Regelung ab, die in vergleichba-
ren Fällen für Rechtsanwälte und Patentanwälte in 
Artikel 1 Nr. 47 (§ 205a Abs. 6 BRAO) und Artikel 2 
Nr. 39 (§ 144 a Abs. 6 PatAnwO) des Gesetzes zur Än-
derung des Berufsrechts der Rechtsanwälte und der 
Patentanwälte (BR-Drucksache 562/89) getroffen 
wurde und der der Bundesrat in seiner 606. Sitzung 
am 10. November 1989 zugestimmt hat. 

Zu 6. (Artikel 1 Nr. 23a — neu — § 112 Satz 2 
BNotO) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Vorschläge des Bundesrates, denen die Bundesre-
gierung zustimmt, verursachen wegen ihres rein 
rechtstechnischen Inhalts keine zusätzlichen Kosten; 
sie haben daher keine Auswirkungen auf die Haus-
halte des Bundes oder der Länder, auf Einzelpreise, 
das allgemeine Preisniveau oder das Verbraucher-
preisniveau. 






